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Neues Kollisionsrecht der Ehescheidung und der Trennung ohne Auflösung des Ehebandes, VO Nr. 1259/2010 (Rom 3)* - vorrangig: Rechtswahl der Beteiligten
von RA Dr. Peter Finger, FamR, Frankfurt/Main

Für die Ehescheidung und für die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes mit dem notwendigen Auslandsbezug gelten in Verfahren, die nach dem 21.6.2012 bei Gericht anhängig geworden sind, nicht mehr die Bestimmungen der Art. 14 Abs. 1 und Art. 17 Abs. 1 EGBGB; sie sind vielmehr verdrängt durch die Vorschriften der VO Nr. 1259/2010, mit denen sich die teilnehmenden Mitgliedstaaten - dazu zählt auch Deutschland - zur Verstärkten Zusammenarbeit verbunden haben. Maßgeblich sind vorrangig die Rechtswahl der Beteiligten nach Art. 5 VO Nr. 1259/2010 bzw. nach Art. 8, wenn sie sich nicht haben einigen können, in festgelegter Rangfolge gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht bzw. letztes gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht, falls der Umzug des anderen nicht länger als ein Jahr zurückliegt, zweite Wertigkeit, bzw. das Recht ihrer gemeinsamen  Staatsangehörigkeit, dritte Priorität, und zuletzt das Recht des zuständigen Gerichts, lex fori.

I. Einleitung

1. VO Nr. 1259/2010 - Verstärkte Zusammenarbeit

Für Verfahren auf Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes mit dem notwendigen Auslandsbezug, die in Deutschland geführt werden und die nach dem 21.6.2012 anhängig geworden sind,
/
 gelten nicht mehr unsere eigenen Bestimmungen, die das dabei anwendbare Recht festgelegt haben, Kegel'sche Leiter, dazu Art. 14 Abs. 1, 17 Abs. 1 EGBGB. Vielmehr sind sie verdrängt durch die Vorschriften der VO Nr. 1259/2010,
  durch die sich die teilnehmenden Mitgliedstaaten zur Verstärkten Zusammenarbeit verbunden haben. Denn nicht alle Staaten, die an der europ. Gesetzgebung sonst (EU-Staaten außer Dänemark, während das Ver. Königreich und Irland jeweils von Fall zu Fall entscheiden) für das IPR bzw. das Familienrecht zusammenarbeiten, konnten sich verständigen und damit insgesamt eine einheitliche Regelung entwickeln.
 Teilnehmer sind nun (außer Deutschland) Österreich, Bulgarien, Frankreich, Ungarn, Italien, Luxemburg, Rumänien, Spanien, Belgien, Lettland, Portugal, Slowenien und Malta - dort ist die Ehescheidung inzwischen rechtlich zulässig -, während Griechenland, ursprünglich einmal Bewerber, wieder ausgeschieden, Litauen aber gerade beigetreten ist, so dass die Bestimmungen der VO Nr. 1259/2010 insoweit ab dem 22.5.2014 gelten.
 Wie sonst wenden wir und die anderen, für die die VO Nr. 1259/2010 gilt, ihre besonderen Regeln nicht nur auf Angehörige der Staaten an, die die Verstärkte Zusammenarbeit für sich in Kraft gesetzt haben, die Mitglieder der europ. Gesetzgebung oder wenigstens der Staaten der europ. Union sind, sondern auf alle, die die Voraussetzungen der jeweiligen Vorschrift im Einzelnen erfüllen, durchgängig also durch ihre gewöhnliche Aufenthaltsnahme in dem Mitgliedstaat, in dem die Sache entschieden werden soll, während wir Dritte - Außenstehende - durch unsere Vorschriften nicht binden können und sie daher nach wie vor ihren eigenen Vorgaben folgen. Internat. Zuständigkeiten des angerufenen Gerichts richten sich in den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung - für sie ist eine Einigung gelungen - schon seit langem, früher einmal VO Nr. 1347/2001, Brüssel 2, nach den Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 (Brüssel 2 a), die wie sonst nationales Recht ersetzt haben und so vorrangig sind, bei uns vor allem (früher § 606 a ZPO, nun) § 98 FamFG.
2. Art. 14, 17 EGBGB

Für Scheidungsverfahren mit Auslandsbezug, die vor dem 21.6.2012 bei dt. Gerichten anhängig geworden sind, bestimmte und bestimmt sich weiterhin die Rechtsanwendung nach Art. 17 Abs. 1, 14 Abs. 1 EGBGB, so dass in der bekannten Abfolge, Kegel'sche Leiter, und nicht etwa zur Auswahl der Beteiligten

- die gemeinsame Staatsangehörigkeit bzw.

- die letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit entscheidend war/wird, wenn einer der Gatten dem ursprünglich gemeinsamen Staat über seine Staatsangehörigkeit noch angehört, denn, so ist/war die Vorstellung, gerade die Herkunft und die heimatlichen Verbindungen seien für familienrechtl. Rechtsverhältnisse besonders prägend, 

- während erst danach das Recht des Staates des gemeinsamen oder letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts der Eheleute heranzuziehen war/ist, wenn sich der andere immer noch oder wieder dort aufhielt/aufhält,

- schließlich das Recht des Staates, zu dem die Beteiligten besonders enge Verbindungen hatten/haben,
- bzw., wenn so keinerlei überzeugende Anknüpfung gelang/gelingt, dt. Recht als lex fori, falls die Gerichte bei uns internat. zuständig waren/sind.

Diese Regeln bleiben in "Altverfahren" für die weiteren Abläufe und die spätere Entscheidung über den 21.6.2012 hinaus verbindlich. Weitere Übergangsregeln sieht die VO Nr. 1259/2010 jedenfalls nicht vor.

3. Rechtswahl, Art. 5 VO Nr. 1259/2010 - Rechtsanwendung ohne Rechtswahl, Art. 8 VO Nr. 1259/2010

a. Art. 5 VO Nr. 1259/2010

Nach Art. 5 Abs. 1 VO Nr. 1259/2010 können die Ehegatten das "für (ihre) Ehescheidung oder die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes maßgebliche Recht durch Vereinbarung bestimmen", Rechtswahl, eine Folge, die im Trend liegt, denn auch sonst geht die europ. Gesetzgebung bei vergleichbaren Regeln oder Vorschlägen dabei davon aus, dass die Parteien selbst und am Besten be​stimmen können, wie die Rechtsanwendung für sie und ihre familienrechtlichen Rechtsverhältnisse zu erfolgen hat.
 Allerdings sind zum Schutz beider Eheleute vor unbedachten Entschlüssen und vor allem für den schwächeren Teil Einschränkungen nötig. Denn für die Scheidung bzw. Trennung ohne Auflösung des Ehebandes können die Beteiligten, und das ist teilweise noch enger als bisher Art. 14 Abs. 1 bzw. 3 EGBGB, ihr Recht nur wählen, 

"sofern (es) sich dabei um das Recht einer der folgenden Staaten handelt:
a) das Recht des Staates, in dem die Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, oder

b) das Recht des Staates, in dem die Ehegatten zuletzt ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, sofern einer von ihnen zum Zeitpunkt der Rechtswahl dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat,
 oder

c) das Recht des Staates, dessen Staatsangehörigkeit einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl besitzt oder

d) das Recht des Staates des angerufenen Gerichts".
Erst die weiteren Anknüpfungsschritte aus Art. 8 VO Nr. 1259/2010 - in "Ermangelung einer Rechtswahl anzuwendendes Recht" - sind in der für uns bekannten Abfolge, Art. 14 Abs. 1 EGBGB, festgelegt und stehen daher nicht für die Beteiligten und ihren Zugriff bereit, wenn dort auf ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt, ihren letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt, falls der Umzug des anderen nicht länger als ein Jahr zurückliegt, oder die lex fori abgestellt ist.

b. Art. 8 VO Nr. 1259/2010

Konnten oder können sich die Ehegatten nicht verständigen, unterliegen die Ehescheidung und die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes nach Art. 8 VO Nr. 1259/2010 in festgelegter Abfolge und ohne weitere Wahlbefugnisse für die Beteiligten 
"a) dem Recht des Staates, in dem die Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, oder anderenfalls

b) dem Recht des Staates, in dem die Ehegatten zuletzt ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, sofern dieser nicht vor mehr als einem Jahr vor Anrufung des Gerichts endete und einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder anderenfalls
c) dem Recht des Staates, dessen Staatsangehörige beide Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts besitzen oder anderenfalls

d) dem Recht des Staates des angerufenen Gerichts."

Wollen die Parteien andere Regeln zur Anwendung bringen, können sie ihr Recht durch ihre Wahl bestimmen und sich so  (etwa) auf ihr Heimat- oder Herkunftsrecht festlegen, wenn sie seine Regeln erfüllen wollen und seine Voraussetzungen im Einzelnen weiterhin für sich für prägend oder wesentlich halten.
 Im Übrigen können sie, wenn sie sonst die für sie wichtigen Folgen im Einzelnen geregelt haben, gerade die Absicht haben, so die Anerkennung der dt. Entscheidung in ihrem Heimat- oder Herkunftsstaat zu sichern oder zumindest nicht zu gefährden.
II. Einzelheiten zu Art. 5 VO Nr. 1259/2010 - Rechtswahl

1. Rangfolge; persönlicher Anwendungsbereich

Art. 14 Abs. 1, 17 EGBGB sind jedenfalls verdrängt. Stattdessen richtet sich für Scheidungs- und Trennungsverfahren nach dem 21.6.2012 die Rechtsanwendung für die Ehescheidung und die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes, Art. 5 und 8 VO Nr. 1259/2010,

- nach der Wahl der Beteiligten, 1. Wertigkeit,

- nach ihrem gemeinsamen oder letzten gemeinsamen Aufenthaltrecht, wenn der Umzug nicht länger als ein Jahr zurückliegt und der andere Teil sich nach wie vor dort noch aufhält, 2. Rang,
- nach ihrer gemeinsamen Staatsangehörigkeit, die damit nur noch an dritter Stelle steht, bzw.

- nach der lex fori, 4. Wertigkeit. Vorrangig ist allerdings stets die Rechtswahl der Eheleute, Art. 5 VO Nr. 1259/2010. Für die Anknüpfungsmerkmale aus Art. 8 VO Nr. 1259/2010 gilt dagegen eine festgelegte Stufenfolge (nach Art der Kegelschen Leiter), auf die die Beteiligten keinen unmittelbaren Einfluss (mehr) haben. Dabei wenden wir die Vorschriften der VO Nr. 1259/2010 wie die anderen Regeln der europ. Gesetzgebung nicht nur für Angehörige der teilnehmenden Mitgliedstaaten an, sondern für alle, die die Voraussetzungen im Einzelnen jeweils erfüllen, durchgängig durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme in dem Mitgliedstaat, in dem die Sache zu entscheiden ist.
Beispiel 1: Ayse ist mit Mehmet verheiratet; beide sind Türken. Seit langem schon leben sie in F./Deutschland. Verständigen sie sich nicht auf türk. Recht, gilt für ihre Scheidung bei uns dt. Aufenthaltsrecht, Art. 8 a) VO Nr. 1259/2010, falls sie ihr Scheidungsverfahren nach dem 21.6.2012 hier in Deutschland betreiben. Internat. Zuständigkeiten dt. Gerichte ergeben sich (weiterhin) aus Art. 3 VO Nr. 2201/2003. 
2. Sachlicher Anwendungsbereich

Nach Art. 1 Abs. 1 VO Nr. 1259/2010 erfassen ihre besonderen Bestimmungen die Scheidung und die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes, dabei (wohl) auch die Scheidung von Ehen gleichgeschlechtlicher Partner, ohne dass damit Auswirkungen auf die Zuständigkeitsregeln aus der  VO Nr. 2201/2003 wirklich zwingend sind.
 Diese Auffassung wird (wiederum: wohl) durch die europ. "Parallelgesetzgebung zum internat. Güterrecht" bestätigt, denn weiterhin sind dort nur Verbindungen von Eheleuten erfasst.
 Für registrierte Lebenspartnerschaften gelten jedenfalls die bisherigen Bestimmungen fort, bei uns also Art. 17 b EGBGB. Auch für die Eheaufhebung/Eheanfechtung, die Ehenichtigkeit oder die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens einer Ehe sind nicht die Vorschriften der VO Nr. 1259/2010 maßgeblich, sondern die eigenen, besonderen Regeln des jeweiligen Staates, der zu entscheiden hat, wobei bei uns Art. 13 EGBGB Grundlage wird.

3. Qualifikation; Vorfrage

a. Qualifikation
Mit ihrer Wahl für eine Rechtsordnung legen sich die Beteiligten auch auf weitere Voraussetzungen und Wirkungen fest, die mit dem Bereich "Ehescheidung" bzw. "Trennung ohne Auflösung des Ehebandes" verbunden sind. Einzelheiten des Verfahrensablaufs, Regeln zu ihrer Mitwirkung im Verfahren oder Anhörungsbestimmungen dort sind dagegen ebenso wie Beweisvorschriften, Entscheidungsform und Rechtsmittel nach der lex fori zu behandeln, Verfahrensrecht; die auch für den notwendigen Inhalt der Antragschrift entscheidet, bei uns also § 133 Abs. 1 FamFG. Andererseits sollten wir uns bemühen, Vorgaben fremden Rechts, vor allem des Heimat- bzw. Herkunftsrechts, soweit wie möglich zu erfüllen, um die Anerkennung des dt. Scheidungsbeschlusses dort nicht zu gefährden. Deshalb sollte der zuständige Richter des dt. FamG bei einem einverständlichen Scheidungsverfahren, das sich nach türk. Recht richtet, nach dem 21.6.2012 so vorgehen wie das in Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB vorgesehen ist, denn bisher war das ja auch so, selbst wenn dt. Recht oder ein anderes Recht als Aufenthaltsrecht Anwendung findet, beide Gatten persönlich anhören und sich ein eigenes Bild über die Zerrüttung der Ehe machen und nicht nur ihre Erklärungen hinnehmen und ihnen folgen. Seine weitergehenden Regelungsbefugnisse, Art. 166 Abs. 3 S. 2 und 3 türk. ZGB,
 sehen wir dagegen als (materiell) scheidungsrechtlich geprägt an, so dass sie das dt. Gericht nur zu erledigen hat, wenn sich die Eheleute für türk. Recht entscheiden oder türk. Recht (etwa) über die gemeinsame Staatsangehörigkeit zur Anwendung kommt,
/
 sonst - vor allem bei dt. Aufenthaltsrecht - aber nicht, zu den Scheidungsfolgen unten 11.
b. Vorfragen

Vorfragen nach dem Bestand und der weiteren Wirksamkeit der Ehe überlässt die VO Nr. 1259/2010 "dem nationalen Kollisionsrecht",
 die daher aus dt. Sicht teilweise unselbständig, also nach den Regeln des sonst berufenen Rechts, überwiegend aber selbständig anzuknüpfen sind und damit so, als ob sie sich als selbständige Hauptfrage stellen würden. Damit werden Brüche vermieden, um eine Rechts​einrichtung nicht in einem Zusammenhang als wirksam, in einem anderen dagegen als unwirksam erscheinen zu lassen, im Übrigen Art. 1 Abs. 2 b) und c) VO Nr. 1259/2010. So ergeben sich (auch) die persönlichen Voraussetzungen für die Eheschließung für jeden Ehegatten weiterhin für uns aus dem nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB jeweils maßgeblichen Recht. Für die Form gilt - wiederum aus unserer Sicht - Art. 11 EGBGB, Orts- bzw. Geschäftsform.

4. Beschränkungen der Rechtswahl

Allerdings können sich die Beteiligten durch ihre Absprache nur auf die in a) - b) genannten Rechtsordnungen verständigen, Art. 5 Abs. 1 VO Nr. 1259/2010. Damit sind fernliegende Regelungen mit vielleicht überraschenden Folgen zum Schutz beider Gatten ausgeschlossen. Zudem soll der schwächere Partner vor Übergriffen des anderen geschützt werden, die sich gerade aus der Entscheidung für ein für diesen günstiges Recht ergeben können, ohne dass der Partner alle Einzelheiten wirklich übersieht. Bei uns, vgl. dazu Art. 46 d EGBGB,
 kann die Rechtswahl auch während des laufenden Verfahrens und vor seinem Abschluss erfolgen. Damit können sich die Eheleute
- über die sonst zwischen ihnen streitigen Folgen einigen und abgestimmte Ergebnisse finden,
- ohne sie rechtlich einzuordnen oder festlegen zu müssen,

- um sich dann auf die Vorschriften zu verständigen, die für die Ehescheidung selbst (etwa)  nach Heimat- oder Herkunftsrecht herangezogen werden sollen und der Entscheidung zugrunde liegen, um die Anerkennung des (dt.) Scheidungsbeschlusses dort zumindest nicht zu gefährden, Art. 5 VO Nr. 1259/2010.

5. Sonstiger Zeitpunkt der Rechtswahl

Art. 5 Abs. 1 VO Nr. 1259/2010 stellt für die Rechtswahl und ihre Folgen auf den Zeitpunkt ihrer Vornahme ab und legt sie fest. Später können die Beteiligten ihre Erklärungen jederzeit aufheben, dann gilt Art. 8, oder ändern und so die aus ihrer Sicht notwendigen Anpassungen selbst vornehmen, Art. 5 Abs. 2, wobei sie sich erneut für eine bestimmte Rechtsordnung entscheiden müssen. Heben sie ihre bisherige Wahl nur auf, gilt dagegen die Anknüpfungsfolge aus Art. 8 VO Nr. 1259/2010. Sieht das berufene Recht dies vor, können sich beide noch im gerichtlichen Verfahren absprechen, um so angepasste Ergebnisse zu erreichen bzw. Hinweise des Gerichts aufnehmen zu können, Art. 5 VO Nr. 1259/2010, bei uns Art. 46 d EGBGB.
 "In diesem Fall nimmt das Gericht die Rechtswahl im Einklang mit dem Recht des angerufenen Gerichts zu Protokoll", wobei die bei uns sonst vorgesehene notarielle Beurkundung durch § 127 a BGB ersetzt wird. Einigung und materielle Wirksamkeit der Absprachen sind nach dem Recht des Staates zu beurteilen, das anwendbar wäre, wenn die Vereinbarung oder die Bestimmung wirksam wäre, eine gewisse, aber letztlich wohl unvermeidliche Zirkelschlüssigkeit, Art. 6 Abs. 1 VO Nr. 1259/2010. "Ergibt sich jedoch aus den Umständen, dass es nicht gerechtfertigt wäre, die Wirkung des Verhaltens eines Ehegatten nach dem in Absatz 1 bezeichneten Recht zu bestimmen, so kann sich dieser Ehegatte für die Behauptung, er habe der Vereinbarung nicht zugestimmt, auf das Recht des Staates berufen, in dem er zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat", Art. 6 Abs. 2 VO Nr. 1259/2010. Dabei beschränkt sich die (gerichtliche) Prüfung der von beiden getroffenen Entscheidung (Zustimmung) lediglich auf die genannten äußeren Abläufe, nicht auf den Inhalt und die Reichweite ihrer Absprachen. Unsere Maßstäbe wären deutlich strenger, Inhalts- und Ausübungskontrolle, § 138 BGB, Abs. 2 GG, vermittelt über Art. 6 EGBGB (ordre public).
 Haben die Beteiligten sich vor dem 21.6.2012 durch Rechtswahl verständigt, bleibt diese weiterhin wirksam, "sofern sie die Voraussetzungen nach den Artikeln 6 und 7 erfüllt", Art. 18 Abs. 2. Im Übrigen bleiben Vereinbarungen unberührt, "die nach dem Recht eines teilnehmenden Mitgliedstaates geschlossen wurden, dessen Gerichtsbarkeit vor dem 21.6.2012 angerufen wurde", Art. 18 Abs. 3 VO Nr. 1259/2010, vgl. bisher bei uns Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB, wenn die dortigen Anforderungen eingehalten sind. Allerdings läuft diese Regelung weitgehend leer; bisheriges Kollisionsrecht ist für "Altverfahren" auch so weiterhin maßgeblich. 

6. Wählbare Rechtsordnungen
Für ihre Wahl sind die Beteiligten auf die in Art. 5 Abs. 1 a) - d) VO Nr. 1259/2010 aufgeführten Rechtsordnungen beschränkt. Allerdings können sie später ihre Entscheidung ändern und sie den für sie wichtigen Veränderungen bzw. Entwicklungen anpassen. Gewähltes Recht kann auch das Recht eines Staates sein, der nicht zu den teilnehmenden Mitgliedstaaten zählt, Art. 4 VO Nr. 1259/2010, loi uniforme.

Beispiel 2:  Michael, dt. Staatsangehöriger, ist mit Michelle, Französin, verheiratet. Beide leben und arbeiten in Brüssel. Nun wollen sie ihre (familienrechtlichen) Verhältnisse wenigstens teilweise ordnen.
 Für die Ehescheidung, die keiner der Beteiligten bisher plant oder einleiten will, können sie

- dt. Recht wählen, 

- aber auch französisches oder

- belgisches Recht.

Später verziehen sie nach Luxemburg; dann können sie sich (von nun an auch) für luxemburgisches Recht entscheiden.

Variante 1: Michael ist mit Zümrüt (Türkin) verheiratet. Deshalb könnten die Parteien sich für türk. Recht für ihre Scheidung bzw. Trennung ohne Auflösung des Ehebandes aussprechen, Art. 4 VO Nr. 1259/2010; später können sie weitere aus ihrer Sicht notwendigen Veränderungen anbringen, dazu Art. 5 Abs. 2 und 3 VO Nr. 1259/2010. Internationale Zuständigkeiten der angerufenen Gerichte folgen für Michael aus Art. 3 VO Nr. 2201/2003, selbst wenn Zümrüt in der Türkei oder in einem anderen Land lebt, das nicht an der europ. Gesetzgebung teilnimmt, solange er sich gewöhnlich in einem Mitgliedstaat der VO Nr. 2201/2003 aufhält. Allerdings können beide die Sache bei türk. Gerichten auch nach den jeweils eigenen Regeln führen und die sonst zuständigen Gerichte etwa auch in Deutschland durch die dabei eingetretene Rechtshängigkeit des Verfahrens festlegen. Gewähltes Recht kann jedenfalls auch das Recht eines Staates sein, der an der Verstärkten Zusammenarbeit bzw. der europ. Gesetzgebung nicht teilnimmt oder der der EU nicht angehört, Art. 4 VO Nr. 1259/2010.
Variante 2: Michelle ist nicht nur Französin, sondern zusätzlich auch Schweizer Staatsangehörige, Doppelstaatsangehörigkeit. Deshalb können die Ehegatten auch das Scheidungsrecht der Schweiz wählen, ohne dass entscheidend wäre, welche Staatsangehörigkeit für Michelle als effektiv gilt. Ihre Wahlbefugnisse sind nach den Regeln der VO Nr. 1259/2010 nicht weiter eingeschränkt.
/

7. Form

Nach Art. 7 Abs. 1 VO Nr. 1259/2010 bedarf "die Rechtswahlvereinbarung nach Artikel 1 Absätze 1 und 2 der Schriftform, der Datierung sowie der Unterzeichnung durch beide Ehegatten". Elektronische Übermittlungen, die eine dauerhafte Aufzeichnung der Vereinbarung ermöglichen, reichen aus. "Sieht jedoch das Recht des teilnehmenden Mitgliedstaats, in dem beide Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, zusätzliche Formvorschriften für solche Vereinbarungen vor, sind diese Formvorschriften anzuwenden", Abs. 2, etwa notarielle Beurkundung, bei uns bisher Art. 14 Abs. 4 S. 1 EGBGB, künftig Art. 46 d EGBGB.
 
"Haben die Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Aufenthalt in verschiedenen teilnehmenden Mitgliedstaaten und sieht das Recht beider Staaten unterschiedliche Formvorschriften vor, so ist die Vereinbarung formgültig, wenn sie den Vorschriften des Rechts eines dieser Mitgliedstaaten genügt", Art. 18 Abs. 3 VO Nr. 1259/2010.
 "Hat zum Zeitpunkt der Rechtswahl nur einer der Ehegatten seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem teilnehmenden Mitgliedstaat und sind in diesem Staat zusätzliche Formanforderungen für diese Art der Rechtswahl vorgesehen, so sind diese Formanforderungen anzuwenden", Art. 7 Abs. 4 VO Nr. 1259/2010. Andere Staaten sind dabei allerdings nicht gebunden, die daher ihre eigenen Regeln zugrunde legen (können), vgl. bei uns Art. 11 EGBGB, Orts- oder Geschäftsform.

Beispiel 3: Leben dt. Ehegatten in Griechenland oder der Schweiz, können sie die Rechtswahl schriftlich oder per E-Mail treffen,
 die so auch für uns wirksam bleibt, denn Art. 46 d EGBGB gilt nur, wenn gerade Art. 7 Abs. 2 - 4 VO Nr. 1259/2010 erfüllt ist.

8. Stillschweigende Rechtswahl, Rechtswahl durch Vertreter

Erklärungen zur Rechtswahl können die Beteiligten auch schlüssig abgeben (gewöhnlich und missverständlich: stillschweigend), wenn ihr Verhalten auf diese Absicht schließen lässt,
 etwa wenn sie umfassende Vereinbarungen "nach" einem Recht geschlossen und sich zudem für einen "Gerichtsstand" dort ausgesprochen bzw. sie sich insgesamt auf ein gemeinsames Recht ausgerichtet haben. Vertretung etwa durch einen Rechtsanwalt ist zulässig.

9. Rück- und Weiterverweisung
Verweisen wir nach unseren Regeln auf fremdes Recht, ist zunächst dortiges IPR angesprochen, das dann erst entscheidet, ob die eigenen Sachvorschriften zur Anwendung kommen oder ob auf fremdes Recht weiter- bzw. auf Ausgangsrecht zurückverwiesen wird, vgl. Art. 4 Abs. 1 S. 1 EGBGB, wobei wir, wenn dt. Recht nun wiederum berufen ist,
 abbrechen, dazu Art. 4 Abs. 1 S. 2 EGBGB, um einen sonst unendlichen Kreislauf zu vermeiden. Rückverweisung kann auch durch Verfahrensvorschriften erfolgen, etwa wenn das aus unserer Sicht zuständige Gericht sein (dortiges) Recht heranzieht und diese Folge gerade aus seiner Zuständigkeit ableitet, so dass andere Gerichte, die die Sache entscheiden und zu entscheiden haben (aus der fremden Sicht), jeweils ihr Recht zugrunde zu legen haben, versteckte Rückverweisung.
 Art. 11 VO Nr. 1259/2010 schließt dagegen künftig Weiter- und Rückverweisung für die Ehescheidung und für die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes aus. Bei der Rechtswahl mag diese Folge noch verständlich sein, denn sie ist nicht unbedingt sinnvoll, wenn die Beteiligten im Verlauf zu einem anderen Recht geführt werden als sie selbst geplant haben, nicht aber bei objektiver Anknüpfung nach Art. 8 VO Nr. 1259/2010, weil sich beide insoweit keine Vorstellungen gemacht haben, die nun enttäuscht werden könnten. Allerdings ist so die Trennung der Ehe ohne Auflösung des Ehebandes erfasst. Für Scheidungsfolgen sind dagegen unsere allgemeinen Regeln maßgeblich, insbesondere zum ehelichen Güterrecht, so dass wir fragen müssen, ob insoweit auch Rück- und Weiterverweisung erfolgt bzw. der Güterstand bei uns mit Abschluss der Eheschließung festgelegt ist, Art. 15 Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts. Für Unterhaltsforderungen werden die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO bzw. das HUP maßgeblich. Art. 18 EGBGB ist aufgehoben.
10. Art. 10 VO Nr. 1259/2010 

"Sieht das nach Artikel 5 oder Artikel 8 anzuwendende Recht eine Ehescheidung nicht vor oder gewährt es einem der Ehegatten aufgrund seiner Geschlechtszugehörigkeit keinen gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes, so ist das Recht des Staates des angerufenen Gerichts anzuwenden", Art. 10 VO Nr. 1259/2010.
Damit werden die Eheleute vor den Folgen einer zumindest nachträglich für einen von ihnen betrachtet übereilten Entscheidung bzw. im Rahmen von Art. 8 VO Nr. 1259/2010 vor den fremden Regeln geschützt, die er vielleicht nicht kennt und deren Wirkungen er nicht überblickt hat, vgl. im Übrigen Art. 5 VO Nr. 1259/2010. Allerdings schließen nur noch wenige Staaten oder manche Glaubensgemeinschaften den Weg zur ihr überhaupt aus, Beispiel Philippinen.
 Wird die lex fori für uns Grundlage, also dt. Recht, und sind letztlich unsere ordre public-Vorstellungen maßgeblich, vgl. dazu Art. 2 Abs. 1, 6 Abs. 1 GG, Art. 6 EGBGB, kann die Anerkennung der dt. Gerichtsentscheidung im Heimat- oder Herkunftsstaat so allerdings zumindest gefährdet sein. Deshalb sollten wir zunächst klären, ob wir nicht schon ohne diesen strengen Zugriff zu (noch) vertretbaren Ergebnissen gelangen. So muss die Ehefrau kaum, wenn sie ebenfalls geschieden werden will und die Scheidungsvoraussetzungen des dt. Rechts erfüllt, §§ 1565, 1566 BGB, gegen die von ihrem Mann ausgesprochene Verstoßensscheidung geschützt werden, die sie vielleicht sogar hinnehmen will, obwohl Verstöße der Vorschriften, auf die er sich stützt, gegen Art. 3 Abs. 2 GG (Gleichberechtigungsgebote) offensichtlich sind.
/

11. Art. 12 VO Nr. 1259/2010, ordre public

Mit Art. 10 VO Nr. 1259/2010 hat Art. 12 VO Nr. 1259/2010 - weitergehender ordre public - praktisch seine Bedeutung verloren.

12. Scheidungsfolgen 

a. Für Scheidungsfolgen, die wir gesondert behandeln und nach ihren eigenen Regeln anknüpfen, gelten die Vorschriften der VO Nr. 1259/2010 nicht. Doch erfassen ihre Bestimmungen alle rechtliche Verpflichtungen und Ansprüche, die wir dem sachlichen Bereich "Ehescheidung" bzw.  "Trennung ohne Auflösung des Ehebandes" zuordnen und die wir bisher schon nach Art. 17 EGBGB besonders behandelt bzw. angeknüpft haben, also etwa

- Trostgeschenk nach marokk. Recht oder

- immaterieller Schadensersatz nach türk. Bestimmungen,

- nicht dagegen die islam. Morgengabe, die ihren eigenen Regeln folgt, ehewirkungsrechtliche Behandlung,
/
 Art. 14 Abs. 1 EGBGB. Doch können die Eheleute auf ihre Befugnisse im Scheidungsverfahren verzichten (nicht unbedingt: bei der Eheschließung; zumindest könnte ihre Erklärung dabei unwirksam sein, Beispiel: Marokko).
 Dann können sie sie auch durch beschränkte Vereinbarungen ausschließen, so dass ihre Rechtswahl lediglich die Scheidung  bzw. die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes erfasst und auf das von ihnen für anwendbar erklärte Recht bestimmt. Für Unterhaltsfolgen gilt (aus unserer Sicht) nicht mehr Art. 18 EGBGB, aufgehoben seit dem 18.6.2011, sondern die VO Nr. 4/2009 (EuUnterhaltsVO) bzw. für die Rechtsanwendung Art. 3 ff. Haager Protokoll (HUP). Wichtig ist dabei vor allem Art. 5 HUP, denn die Ergebnisse fallen anders aus als bisher nach Art. 18 Abs. 4 EGBGB. Nun wird nach der Trennung bzw. Scheidung die Ausstattung des geschiedenen Ehegatten durch Unterhalt weitgehend gesichert, ohne dass wir erst auf Art. 6 EGBGB zurückzugreifen müssten: 

"In Bezug auf Unterhaltspflichten zwischen Ehegatten, früheren Ehegatten oder Personen, deren Ehe für nichtig erklärt wurde, findet Artikel 3 keine Anwendung, wenn eine der Parteien sich dagegen wendet und das Recht eines anderen Staates, insbesondere das Recht ihres letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts, zu der betreffenden Ehe eine engere Verbindung aufweist. In diesem Fall ist das Recht dieses anderen Staates anzuwenden."

Güterrechtliche Rechtswirkungen beurteilen wir bis zur geplanten Neuregelung durch europ. RechtsVO
 daher weiterhin nach Art. 15 EGBGB. Für kindschaftsrechtliche Folgen gelten für die Mitgliedstaaten wie bisher die Bestimmungen des Haager Minderjährigenschutzabk. (MSA) bzw. des Kinderschutzübereink. (KSÜ). Hilfsweise kommt für sie (aus unserer Sicht) Art. 21 EGBGB zur Anwendung. Danach ist Aufenthaltsrecht des Kindes maßgeblich. Verteilung des ehelichen Hausrats und Regelung der Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung richten sich (ebenfalls unverändert) nach Art. 17 a EGBGB. Für den Versorgungsausgleich wird Art. 17 Abs. 3 EGBGB in der Neufassung Grundlage.
 
b. Verlangt sonst berufenes Auslandsrecht, bestimmte Ansprüche und Pflichten der Beteiligten gerade im Scheidungsverfahren zu erledigen - so etwa Kroatien und Serbien für den Unterhalt -, die wir gesondert qualifizieren und ihren eigenen Regeln unterstellen, und ist die selbständige Behandlung der Sache nach deren Abschluss kaum noch (rechtlich) möglich oder zumindest stark erschwert, sollten auch wir entsprechend vorgehen, wenn (dieses) ausl. Recht Grundlage wird, um den Beteiligten sonst unvermeidliche Ausfälle zu ersparen.
 Materiell werden für uns und die anderen Staaten der Verstärkten Zusammenarbeit wie sonst die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO bzw. des HUP maßgeblich.

13. Verhältnis zum Iran

Im Verhältnis zum Iran sind die Bestimmungen des dt.-iran. Niederlassungsabk. vorrangig und verdrängen die sonstigen Regeln, die wir heranzuziehen haben, bisher Art. 17 EGBGB bzw. nun die Vorschriften der VO 1259/2010), Art. 19 Abs. 2 VO Nr. 1259/2010,
 aber nur soweit dieses Abk. selbst reicht, also für iran. Staatsangehörige in Deutschland bzw. dt. Staatsangehörige im Iran.
 Für Doppelstaatsangehörige gelten danach unsere allgem. Anknüpfungsgrundsätze fort, die dann aber, wenn die sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind, insbesondere der Antrag nach dem 21.6.2012 beim dt. FamG gestellt ist, von der VO Nr. 1259/2010 verdrängt sind.
 
*	Inzwischen sind Art. 17 Abs. 3 und Art. 17 Abs. 1 S. 4 EGBGB im Wesentlichen redaktionell neu gefasst mit eigenen Übergangsregeln in Art. 229 § 28 EGBGB. Im Übrigen ist § 46d EGBGB (formale Voraussetzungen der Rechtswahl) eingefügt, BGBl. 2013 I 101.


� 	Bei Antragstellung vor diesem Zeitpunkt bleiben die für uns bisher gültigen Kollisionsregeln auch weiterhin maßgeblich, die die Rechtsanwendung bereits festgelegt haben, im Wesentlichen also Art. 14 Abs. 1, 17 Abs. 1 EGBGB, so dass wir noch für lange Zeit das für die Sache bestimmende Recht unterschiedlich anknüpfen und anknüpfen müssen. Für türk. Eheleute, die Scheidungsantrag vor dem 21.6.2012 gestellt haben, kann daher türk. Recht Grundlage werden, entwickelt aus ihrer gemeinsamen Staatsangehörigkeit, während für spätere Verfahren für sie wie für alle anderen dt. Recht heranzuziehen sein kann, gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt oder lex fori, Art. 8 VO Nr. 1259/2010, wenn sich beide nicht auf türk. Recht verständigt haben, denn ihre Rechtswahl ist stets vorrangig, Art. 5. Nach türk. Recht kann die Ehe im Einverständnis beider Gatten geschieden werden, wenn sie mindestens ein Jahr gedauert hat, Art. 166 Abs. 1 und 3 türk. ZGB, aber nach dt. Recht müssen sie ein Jahr getrennt voneinander leben, §§ 1565, 1566 Abs. 1 BGB, bevor die Sache bei Gericht betrieben und abgeschlossen werden kann. Dabei gelten die Bestimmungen der VO Nr. 1259/2010 auch im Verhältnis zur Türkei, so ausdrücklich OLG Hamm, FamRZ 2013, 217.


� 	Dabei reicht ein vor dem 21.6.2012 gestellter Antrag auf Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe nicht aus, wenn der Scheidungsantrag von der Entscheidung des Gerichts für sie gerade abhängig gemacht wird, die erst später erfolgt, OLG Stuttgart FamRBint 2012, 90 mit Anm. Ramon (für Italien).


� 	ABl. EU Nr. 343 v. 29.12.2010, S. 10. Geplant ist ein dt. AusfG (liegt als Gesetzesentwurf der Bundesregierung vor) mit Änderungen in Art. 17 Abs. 3 EGBGB für den Versorgungsausgleich (die Auswirkungen in der Sache sind allerdings eher gering) und Art. 46 d EGBGB (neu) für die Form der Rechtswahl: notarielle Beurkundung, erste Übersicht bei Kemper FamRBint 2013, 13 und Hau, FamRZ 2013, 249.


� 	Früher BR-Drucks. 531/06, Übersicht über die Abläufe bei Rauscher Internat. Privatrecht (4. Aufl. 2012) § 8 Rz. 806 f.


� 	Beschluss der EU-Kommission v. 21.11.2012, ABl. 2012 L 323/18.


� 	So etwa VO Nr. 4/2009, EuUnterhaltsVO, bzw. Haager Protokoll, HUP, wobei für Minderjährige oder sonst Schutzbedürftige Vereinbarungen zum anwendbaren Recht (für ihre Unterhaltsansprüche) nicht zulässig sind, Art. 8 Abs. 3 HUP, sonstige Einschränkungen schon Abs. 1. Im Übrigen ist "das von den Parteien bestimmte Recht nicht anzuwenden, wenn seine Anwendung für eine der Parteien offensichtlich unbillige oder unangemessene Folgen hätte, es sei denn, dass die Parteien im Zeitpunkt der Rechtswahl umfassend unterrichtet und sich der Folgen ihrer Wahl vollständig bewusst waren", Art. 8 Abs. 5 HUP; zur geplanten (europ.) Neuregelung des ehegüterrechtl. Kollisionsrechts -  wiederum Vorrang: Rechtswahl - Finger, FuR 2012, 10, im Wesentlichen zu KOM (2011) 126/2-2011/0059 CNS für Eheleute, KOM (2011) 127/2 für registrierte Lebenspartner.


� 	Für die Rechtsanwendung ohne Rechtswahl entscheidet Art. 8 d) VO Nr. 1259/2010 anders, aber die jeweilige Ausgangssituation ist auch nicht vergleichbar, denn meist leben die Parteien bereits getrennt, wenn sie ihr Scheidungsverfahren einleiten und das Gericht das anwendbare Recht bestimmen muss, zu weiteren Einzelheiten dabei Finger FamRBint 2013, 37.


� 	Damit spielt die letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit der Beteiligten nach einem Wechsel eines Partners keine Rolle mehr, falls nur der andere noch dem ursprünglich gemeinsamen Staat angehört, vgl. bei uns bisher Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB (zweite Variante)


� 	Weiterhin sind damit dort nur Ehen von Eheleuten erfasst.


� 	Gruber IPrax 2012, 381 (382) unter Bezugnahme auf KOM (2011) 226/2; entschieden aA Rauscher (Fn. 4) Rz. 810 mit Nachw. (VO Nr. 1259/2010 gilt nur für Ehen unter hetereosexuellen Partnern).


� 	Rauscher (Fn. 4) Rz. 812 mit Nachw., dort auch zum "faktischen Getrenntleben" als Voraussetzung für die Ehescheidung etwa nach §§ 1565, 1566 BGB, oder zum Eheherstellungsverlangen, § 266 FamFG, für das aber meist das Rechtschutzinteresse fehlen dürfte (nach ausl. Recht kann das anders sein, etwa wenn ein Ehegatte, der sich scheiden lassen möchte, zunächst den anderen gerichtlich zur Rückkehr auffordern lassen muss, falls dieser die häusliche Gemeinschaft aufgegeben hat, dazu für Marokko den Bericht von Finger/El Azzouzi FamRBint 2013, 16. Dabei gelten die Regeln der VO Nr. 1249/2010 auch im Verhältnis zu Drittstaaten, OLG Hamm (Türkei), FamRZ 2013, 217 = FamRBint 2013, █ mit Anm. Finger.


� 	Das Gericht muss die Absprachen, die die Parteien zu den Folgen für ihr Vermögen und für die Kinder getroffen haben, für angemessen halten; sonst kann "(es) unter Berücksichtigung der Interessen der Parteien und der Kinder die notwendigen Veränderungen dieser Vereinbarung vorsehen.  Sind die Parteien mit diesen Änderungen einverstanden, wird die Ehe geschieden", Art. 166 Abs. 3 S. 2 und 3 türk. ZGB, und sind sie nicht zu überzeugen, ist der Weg zur Scheidung ihrer Ehe im gegenseitigen Einvernehmen versperrt.


� 	Gruber IPrax 2012, 381 (383); deutlich Henrich Internat. Scheidungsrecht (3. Aufl. 2012) Rz. 101 mit Nachw.


� 	Dazu Jayme in seiner Anm. IPrax 2012, 451 zu AG Pankow/Weißensee IPrax 2012, 461 (für Mozambique - auch dort müssen sich die Eheleute über bestimmte Einzelfragen verständigen, die im Scheidungsverfahren zu regeln sind).


� 	Gruber IPrax 2012, 381 (389).


� 	Erste Übersicht bei Kemper FamRBint 2013, 12 (13) und Hau, FamRZ 2013, 249. Art. 46 d EGBGB ist neu, vgl. dazu BGBl. 2013 I 101.


� 	Dazu Kemper FamRBint 2013, 12 (13) und Hau, FamRZ 2013, 249. 


� 	Dazu gerade wieder BGH XII ZR 129/10.


� 	Privatscheidungen sind nicht erfasst, Rauscher (Fn. 4) Rz. 810. Im Inland muss eine Ehe nach wie vor durch ein staatliches Gericht geschieden werden, § 1564 BGB, Art. 17 Abs. 2 EGBGB. Ausl. Privatscheidungen können bei uns anerkannt werden, doch darf Scheidungsstatut nicht gerade dt. Recht sein, Rauscher (Fn. 4) Rz. 810 aE mit Nachw., im Übrigen Gruber IPrax 2012, 381 (383).


� 	Welche weiteren Folgen einbezogen sind, ergibt sich aus den Vorstellungen der Parteien; legen sie sich nur für die Ehescheidung fest, bleiben Güterrecht, Unterhalt bzw. Versorgungsausgleich ungeregelt, aber das ist auch anders sein, wenn die Absprachen zwischen ihnen entsprechend gefasst sind.


� 	Rauscher (Fn. 4) Rz. 818 mit Nachw., insbes. BR-Drucks. 468/12 S. 9. Bei Art. 8 - objektive Anknüpfung über die Staatsangehörigkeit - ist dagegen anders zu entscheiden; hier ist nach wie vor lediglich die effektive Staatsangehörigkeit prägend und legt die Rechtsanwendung fest, insbesondere über die so vielleicht bestehende gemeinsame Staatsangehörigkeit der Beteiligten, dazu Rauscher (Fn. 4) Rz. 815 mit Nachw., wobei allerdings die "Bevorzugung der eigenen Staatsangehörigkeit im Verhältnis zu den anderen EU-Staaten ausscheidet", vgl. bei uns Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB (für die dt. Staatsangehörigkeit, die bei Zusammentreffen mit einer anderen stets als effektiv gilt), wiederum Rauscher (Fn. 4) Rz. 815 aE., anders Gruber IPrax 2012, 381 (385/386). Einbezogen sind Staatenlose und Flüchtlinge, Gruber IPrax 2012, 381 (386). 


� 	Vgl. dazu Gruber IPrax 2012, 381 (385) und die Rspr. des EuGH, insbes. IPrax 2010, 66 mit zust. Anm. Hau 50, Dilger 54 sowie abl. Kohler FamRZ 2009, 1574.


� 	Erste Übersicht bei Kemper FamRBint 2013, 12 f., Gesetzesfassung BGBl. 2013 I 101.


� 	So bleibt die Bestimmung aber "ohne rechten Sinn", vgl. auch Art. 18 Abs. 2 EGBGB, denn für Verfahren, die vor dem 21.6.2012 eingeleitet sind, gilt ohnehin altes Kollisionsrecht, Rauscher (Fn. 4) Rz. 822 aE.


� 	Rauscher (Fn. 4) Rz. 820 und 821.


� 	Rauscher (Fn. 4) Rz. 820 und 821.


� 	Anders wohl Helms FamRZ 2011, 1765 (1768); wie hier Gruber IPrax 2012, 381 (387) unter Bezug auf Art. 6 Abs. 2 VO Nr. 1259/2010.


� 	Gruber IPrax 2012, 381 (387).


� 	Beispiel - und Ausnahme - für die Rückverweisung des türk. Scheidungsrechts auf Aufenthaltsrecht OLG Hamm FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl.


� 	Dazu knapp Finger FuR 2010, 68.


� 	Aber sie halten dann meist vielfältige sonstige Aufhebungs- oder Anfechtungsgründe bereit; in Malta ist die Ehescheidung inzwischen rechtlich zulässig. Allgemein BGH FamRZ 2007, 109 mit Anm. Henrich 117 (für Angehörige unterschiedlicher Glaubensgemeinschaften aus Syrien), ausf. Scholz/Krause FuR 2009, 1 und dies. FuR 2009, 67 mit vielen weiteren Nachw.


� 	Wird die lex fori Grundlage, die die Scheidung zulässt, müssen wir auch aus anderen Gründen die Reichweite unseres Eingriffs ins fremde Recht im Einzelnen bestimmen und abwägen, damit wir nicht, wenn wir (etwa) die Scheidungsbefugnisse des Ehemannes verwerfen, Art. 3 Abs. 2 GG, letztlich dt. ordre public, Art. 6 EGBGB, ihm so jeden Grund nehmen, die Ehe zu beenden, dazu OLG Hamm FamRBint 2012, 1 mit Anm. Finger.


�	Im Übrigen sollten wir sehen, dass wir einem der Beteiligten - in der Regel den Ehemann -, der nach ausl. Recht sich vom anderen "einfach" scheiden lassen kann, nämlich durch seine schlichte Erklärung, nicht jede Scheidungsmöglichkeit nehmen, wenn wir gerade diese Regelung für ordre public-widrig halten, dazu OLG Hamm FamRBint 2012, 1 mit Anm. Finger.


� 	Nach Art. 4 VO Nr. 1259/2010 können die Beteiligten auch "fremdes" Recht wählen, wenn sie ausreichende Bezüge dorthin haben, loi uniforme. Beispiel: Der Ehemann ist dt. Staatsangehöriger, die Ehefrau Iranerin; dann können - so Art. 5 VO Nr. 1259/2010 - beide für ihr Scheidungsverfahren iran. Recht als maßgebliche Grundlage bestimmen, vielleicht gerade wegen der dort "leichteren" Scheidung oder der geringeren Kosten, vielleicht auch wegen der vorgesehenen Möglichkeit, einzelne Voraussetzungen durch Ehevertrag als Scheidungsgrund festzulegen, ähnlich in der Einschätzung Henrich (Fn. 11) Rz. 96.


� 	Dazu Finger FuR 2011, 195 (199).


� 	BGH FamRZ 2010, 583 mit Anm. Henrich = JZ 2010, 733 mit ausf. Anm. Wurmnest.


� 	Dazu El Azzouzi/Finger FamRBint 2013, 16 (24/25).


� 	Dazu kurze Übersicht bei Finger  FuR 2012, 10 mit Nachw.


� 	Dazu BGBl. 2013 I 101 mit eigenen Übergangsregeln in Art. 229 § 28 EGBGB, auch für die Lebenspartnerschaft, dazu Art. 17 b Abs. 1 Satz 4 EGBGB.


� 	Dazu Henrich (Fn. 11) Rz. 103, auch zur Türkei und ihren besonderen Verjährungsregeln aus Art. 178 türk. ZGB.


� 	Zu den Namensfolgen Art. 48 EGBGB und Kemper FamRBint 2013, 12 (16); BGBl. 2013 I 151.


� 	Ebenso Art. 19 Abs. 1 HUP für den Unterhalt; sonst zur Rechtsanwendung im Verhältnis zum Iran (nach altem Recht) BGH FamRZ 2004, 1952.


� 	Diese Variante spielt allerdings ohnehin keine Rolle, weil wir den Iran wie andere Drittstaaten insoweit nicht festlegen können.


�  	Henrich (Fn. 11) Rz. 92 aE.





